
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen,   22. Februar 2022  

 
Mandantenbrief Februar 2022 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
nachfolgend erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen 
möchte ich insbesondere hinweisen: 
 
Allgemein 

· Grundsteuerreform 2022: Stichtag für den Stand der Angaben 01.01.2022 
 
Einkommensteuer 

· Hinterziehungszinsen für verkürzte Einkommensteuervorauszahlungen und für hinterzoge-
ne Jahreseinkommensteuer 

 
Erbschaft- und Schenkungsteuer 

· Steuerfolgen bei der Beendigung eines Nießbrauchs an einem Grundstück 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
Termine Steuern/Sozialversicherung Februar/März 2022 
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidari-
tätszuschlag 

10.02.20221 10.03.20221 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

entfällt 10.03.2022 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszu-
schlag 

entfällt 10.03.2022 

Umsatzsteuer 10.02.20222 10.03.20223 

Umsatzsteuer Sondervorauszah-
lung 

10.02.2022 entfällt 

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch: 

Überweisung4 14.02.2022 14.03.2022 
Scheck5 10.02.2022 10.03.2022 

Gewerbesteuer 15.02.2022 entfällt 
Grundsteuer 15.02.2022 entfällt 
Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch: 

Überweisung4 18.02.2022 entfällt 
Scheck5 15.02.2022 entfällt 

Sozialversicherung6 24.02.2022 29.03.2022 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszu-
schlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 

zuständige Finanzamt abzuführen. 
 
1 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr, bei Jahreszahlern für 

das abgelaufene Kalenderjahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne 

Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauer-

fristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmel-

dungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen wer-
den keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem 
Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanz-
amt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um 
Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Ar-
beitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.01.2022/22.02.2022, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der 
Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbeson-
dere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 



 

Allgemein 

Grundsteuerreform 2022: Stichtag für den Stand der Angaben 01.01.2022 
Zum 01.01.2025 wird auf Grund der Grundsteuerreform die neue Grundsteuer in 
Kraft treten. Die Einheitswerte werden als bisherige Berechnungsgrundlage der 
Grundsteuer ihre Gültigkeit verlieren. An deren Stelle tritt dann in den Bundeslän-
dern, die keine abweichenden Regelungen getroffen haben, der Grundsteuerwert. 
Die Finanzverwaltung wird in diesem Jahr eine Vielzahl neuer Daten abfragen, die 
von Grundstückseigentümern vorzulegen sind. Stichtag für die Grundstücks- 
eigentümer für den Stand der Angaben ist der 01.01.2022. Zu diesem Stichtag müs-
sen Grundstückseigentümer jedoch zunächst nichts unternehmen. Sie werden Ende 
März 2022 mit öffentlicher Bekanntmachung weiter informiert.  
Die Grundstückseigentümer haben sich damit zu beschäftigen, welche Grundstücks-
art vorliegt, wie groß die Grundstücksfläche ist, wie sich der zutreffende Bodenricht-
wert bemisst, wie viel Wohnfläche vorliegt, um welches Baujahr es sich handelt und 
wie sich die Miteigentumsanteile der Eigentumswohnung(en) in entsprechenden 
Wohnobjekten bemessen. Teilweise sind die geforderten Angaben nicht so einfach 
zu ermitteln. Erschwerend kommt hinzu, dass die Finanzverwaltung aktuell davon 
ausgeht, dass die Daten bis zum 31.10.2022 in Erklärungsform (sog. Feststellungs-
erklärung) beim Finanzamt einzugehen haben. 
Die Vorgabe der Finanzverwaltung im Zuge der durchzuführenden Grundsteuerre-
form 2022 bedeutet, dass in den kommenden Monaten rund 36 Millionen Immobilien, 
darunter 24 Millionen Wohnimmobilien, neu bewertet werden müssen. Bemerkens-
wert bei der Zeitvorgabe ist der Umstand, dass die Einreichung der Erklärung - elekt-
ronisch (Elster-Portal) -, erst ab dem 01.07.2022 möglich sein soll, dafür jedoch ak-
tuell noch keine Erklärungsvordrucke existieren. 

 

Einkommensteuer 

Kein Sonderausgabenabzug bei Barzahlung von Kinderbetreuungskos-
ten 
Das Finanzgericht München entschied, dass zu den berücksichtigungsfähigen Auf-
wendungen für Kinderbetreuung auch Fahrtkostenerstattungen an die Betreuungs-
person zählen, wenn die Leistungen im Einzelnen in der Rechnung oder im Vertrag 
aufgeführt werden. Jedoch sei der Fahrtkostenersatz nicht als Sonderausgabe zu 
berücksichtigen, wenn die Zahlung bar geleistet werde. 
Eine Mutter machte in ihren Steuererklärungen für u. a. Kinderbetreuungskosten für 
ihre zu ihrem Haushalt gehörigen Kinder steuerlich geltend. Darunter die Aufwen-
dungen für die Kinderbetreuung durch die Großmutter mit sechs Fahrten (650 km * 
0,30 Euro/km * 2 * 6 = 2.340 Euro). Die Fahrtkosten wurden der Großmutter in bei-
den Jahren in bar erstattet. Die Aufwendungen für die Fahrtkosten wurden vom be-
klagten Finanzamt nicht zum Abzug zugelassen. Mit ihrer Klage begehrte die Kläge-
rin den Abzug der Fahrtkosten als Sonderausgaben gemäß dem Einkommensteuer-
gesetz in der Fassung der Streitjahre 2015 und 2016. 



 
Hinterziehungszinsen für verkürzte Einkommensteuervorauszahlungen 
und für hinterzogene Jahreseinkommensteuer 
Im Streitfall wurden die Kläger zusammen zur Einkommensteuer veranlagt. Für die 
verschiedenen Veranlagungszeiträume erstatteten sie Selbstanzeigen, in denen sie 
bisher nicht versteuerte ausländische Kapitalerträge der Klägerin nacherklärten. So-
wohl die daraufhin geänderten Einkommensteuerbescheide als auch die Festsetzung 
der Hinterziehungszinsen für die (Jahres-)Einkommensteuer für diese Zeiträume er-
folgten mit Zinsbescheid entsprechend den nacherklärten Einkünften. In diesem 
Zinsbescheid setzte das beklagte Finanzamt auch Hinterziehungszinsen zu hinterzo-
genen Einkommensteuervorauszahlungen für die im Zinsbescheid näher bezeichne-
ten Quartale aus den VZ 2004 bis 2008, 2010 und 2012 und wegen hinterzogenen 
Solidaritätszuschlags zu den hinterzogenen Vorauszahlungen fest. Im Anschluss an 
die Selbstanzeigen ergingen keine geänderten Vorauszahlungsbescheide. Mit ihrer 
Revision wandten sich die Kläger gegen die festgesetzten Hinterziehungszinsen der 
Einkommensteuervorauszahlungen für diverse Quartale.  
Die Revision sei nach Auffassung des Bundesfinanzhofs unbegründet, soweit die 
Kläger begehren, die im Antrag genannten Festsetzungen von Hinterziehungszinsen 
zu den Einkommensteuervorauszahlungen ersatzlos aufzuheben. Die Festsetzung 
von Hinterziehungszinsen für verkürzte Einkommensteuervorauszahlungen neben 
der Festsetzung von Hinterziehungszinsen für verkürzte Jahreseinkommensteuer 
desjenigen Veranlagungszeitraums, für den die Vorauszahlungen zu leisten gewesen 
wären, bewirke keine Doppelverzinsung desselben Steueranspruchs, wenn sich die 
den Festsetzungen zugrunde liegenden Zinsläufe nicht überschneiden. 

Erbschaft- und Schenkungsteuer 

Steuerfolgen bei der Beendigung eines Nießbrauchs an einem Grund-
stück 
Oft wird im Wege einer vorweggenommenen Erbfolge oder besser: des Vermögens-
übergangs auf die nachfolgende Generation ein Mietwohngebäude auf Kinder über-
tragen mit der Zurückbehaltung der Erträge für die Eltern. Dies erfolgt zweckmäßi-
gerweise durch die Bestellung eines Nießbrauchs für den bisherigen Eigentümer, 
ggfs. auch für den längstlebenden Elternteil. Im Schenkungszeitpunkt wird dann für 
Zwecke der Ermittlung der Schenkungsteuer ein gesonderter Grundstückswert fest-
gestellt und hiervon die Nießbrauchsbelastung mit ihrem kapitalisierten Wert abge-
zogen. Der Jahreswert muss aus dem Durchschnitt der Erträge aus dem Grundstück 
(ohne AfA) ermittelt werden und ist dann mit dem Vervielfältiger entsprechend dem 
Lebensalter des/der Berechtigten (abzulesen aus der amtlichen Sterbetafel) zu kapi-
talisieren. Sind beide Elternteile berechtigt, richtet sich der Vervielfältiger nach dem 
Lebensalter des/der statistisch Längstlebenden. Beim Kapitalwert wird ein Zinssatz 
von 5,5 % berücksichtigt. Sind in dem Gebäude nur Wohnräume vermietet, ist so-
wohl vom Grundstückswert als auch vom Kapitalwert des Nießbrauchs ein Abschlag 
von 10 % vorzunehmen.  
Was geschieht nun beim Wegfall des Nießbrauchs im Todesfall des Erstversterben-
den? Gar nichts, die Belastung geht auf den/die weitere/n Berechtigte/n über. Es 
kann allerdings dann zu einer Änderung des ursprünglichen kapitalisierten Nieß-
brauchswertes kommen, wenn die berechtigte Person relativ kurze Zeit nach der 
Nießbrauchsbestellung verstirbt. Der kurze Zeitraum beträgt 10 bis 1 Jahr, je nach 
dem Lebensalter des Berechtigten im Zeitpunkt der Nießbrauchsbestellung. Die ur-
sprünglich festgesetzte Schenkungsteuer kann in diesen Fällen vom Finanzamt ge-



 
ändert werden, soweit noch keine Zahlungsverjährung eingetreten ist,  
d. h. 5 Jahre nach der erstmaligen Fälligkeit der Steuer.  
Eine für die Praxis sinnvolle Variante der Versorgung der übertragenden Eltern ergibt 
sich aus einem Urteil des Bundesfinanzhofs. Der Vater überträgt unter Zurückbehal-
tung des Nießbrauchs ein Mietwohngrundstück auf die Tochter. Nach seinem Tod 
soll die Mutter eine Rente aus den Grundstückserträgen erhalten. Bei der Festset-
zung der Schenkungsteuer wird nur der Nießbrauch abgezogen, nicht jedoch die 
Rente, weil deren Entstehen ungewiss ist. Sie hängt davon ab, ob die Ehefrau den 
Ehemann überlebt. Tritt dieser Fall ein, ist die Rente vom ursprünglichen Schen-
kungswert abzuziehen. Die Kapitalisierung muss dann vom Zeitpunkt des Rentenbe-
zugs nach dem Lebensalter der Ehefrau vorgenommen werden. Die Berichtigung 
erfolgt nur auf Antrag und ohne zeitliche Begrenzung wegen der Festsetzungsverjäh-
rung. 

 

 


